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Bekanntmachung 
der Genehmigung der 15. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 
Teilabschnitt Bielefeld-Gütersloh 

Vom 18. März 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold h!!.t in seiner Sitzung am 7. 10. 1996 die Aufstellung 
der 15. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Bielefeld-Gü­
tersloh, - Darstellung eines Gewerbe- und Industriean­
siedlungsbereiches für nicht oder nicht erheblich belästi­
gende Betriebe sowie eines Bereiches für den Schutz der 
Landschaft, eines Agrarbereiches, eines Bereiches zum 
Schutz der Gewässer, eines Erholungsbereiches auf dem 
Gebiet der Gemeinde Ver! beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 18. 3. 1997 - VI 
B 1 60.32.15 gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16.Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 15. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Bielefeld­
Gütersloh, wird beim Ministerium für Umwelt, Raumord­
nung und Landwirtschaft (Landesplanungsbehörde) in 
Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold (Bezirks­
planungsbehörde), beim Kreis Gütersloh sowie der Ge­
meinde Ver! zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 26. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 
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Bekanntmachung 
der Genehmigung der 6. Andemng 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Oberbereich Paderbom 
Vom 3. April 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold h~t in seiner Sitzung am 11. 12. 1995 die Aufstellung 
der 6. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich 
Paderborn, - Darstellung von Bereichen zum Schutz der 
Natur auf dem Gebiet der Städte Bad Lippspringe, 

Steinheim sowie der Gemeinde Altenbeken - beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 3. 4. 1997 - VI 
B 1 - 60.36.11- gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 6. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbe­
reich Paderborn, wird beim Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft (Landesplanungsbe­
hörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold 
(Bezirksplanungsbehörde), bei den Kreisen Höxter und 
Paderborn sowie der Gemeinde Altenbeken und den 
Städten Bad Lippspringe und Steinheim zur Einsicht für 
jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 26. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im AUftrag 
Ringel 

- GV. NW.1997 S. 326. 

Bekanntmachung. 
der Genehmigung der 11. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Lippe 
Vom 3. April 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 11. 12. 1995 die Aufstellung 
der 11. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold. Teilabschnitt Lippe, - Dar­
stellung eines Bereiches für den Schutz der Natur auf 
dem Gebiet der Stadt Horn-Bad Meinberg - beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 3. 4. 1997 - VI 
B 1 - 60.36.11 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16.Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 11. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Lippe, wird 
beim Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Land-
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wirtschaft (Landesplanungsbehörde) in Düsseldorf, bei 
der Bezirksregierung Detmold (Bezirksplanungsbe­
hörde), beim Kreis Lippe sowie der Stadt Horn-Bad 
Meinberg zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß ~ 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 26. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

GV. NW. 1997 S. 326. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 4. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Oberbereich Paderborn 
Vom 9. April 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 17. 6. 1996 die Aufstellung 
der 4. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich 
Paderborn, beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 9. 4. 1997 - VI 
B 1 - 60.36.09 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16.Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 4. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbe­
reich Paderborn, wird beim Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft (Landesplanungsbe­
hörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold 
(Bezirksplanungsbehörde), beim Kreis Paderborn sowie 
der Stadt Delbruck zur Einsicht für jedermann niederge­
legt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 

nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 20. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 327. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 9. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Oberbereich Paderborn 
Vom 9. April 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold h.at in seiner Sitzung am 7. 10. 1996 die Aufstellung 
der 9. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich 
Paderborn, beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 9. 4. 1997 VI 
B 1 60.36.14 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16.~bs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 9. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbe­
reich Paderborn, wird beim Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft (Landesplanllngsbe­
hörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold 
(Bezirksplanungsbehörde), beim Kreis Paderborn sowie 
der Stadt Delbruck zur Einsicht für jedermann niederge­
legt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 20. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 327. 
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Bekanntmachung 
der Genehmigung der 5. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Oberbereich Paderborn 
Vom 9. Juni 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 7.10.1996 die Aufstellung 
der 5. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich 
Paderborn, beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 3. 4. 1997 VI 
B 1 - 60.36.10 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 5. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbe­
reich Paderborn, wird beim Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft (Landesplanungsbe­
hörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold 
(Bezirksplanungsbehörde), beim Kreis Paderborn sowie 
den Städten Büren und Wünnenberg zur Einsicht für 
jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 20. August 1997 

Ministeri um 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 328. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 7. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Oberbereich Paderborn 
Vom 9. Juni 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold h~t in seiner Sitzung am 16. 12. 1996 die Aufstellung 
der 7. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich 
Paderborn, beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 9. 6. 1997 - VI 
B 1 - 60.36.12 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 .. Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 7. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbe­
reich Paderborn, wird beim Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft (Landesplanungsbe­
hörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold 
(Bezirksplanungsbehörde), beim Kreis Paderborn sowie 
der Stadt Nieheim zur Einsicht für jedermann niederge­
legt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 20. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 328. 

Bekanntmachung. 
der Genehmigung der 10. Anderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt Lippe 
Vom 7. Juli 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 11. 3. 1996 die Aufstellung 
der 10. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
RegierungsbeZirk Detmold, Teilabschnitt Lippe, - Dar­
stellung eines Bereiches für den Schutz der Natur auf 
dem Gebiet der Städte Lemgo, Barntrup, Blomberg sowie 
der Gemeinde Dörentrup - beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 7.7. 1997 VI 
B 1 - 60.34.08 gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 .. Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 10. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Lippe, wird 
beim Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Land­
wirtschaft (Landesplanungsbehörde) in Düsseldorf, bei 
der Bezirksregierung Detmold (Bezirksplanungsbe­
hörde), beim Kreis Lippe sowie der Gemeinde Dörentrup 
und den Städten Barntrup, Blomberg und Lemgo zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt. 
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Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 26. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

GV. NW. 1997 S. 328. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 17. Änderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 
Teilabschnitt Bielefeld-Gütersloh 

Vom 8. Juli 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 16. 12. 1996 die Aufstellung 
der 17. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Bielefeld-Gü­
tersloh, - Darstellung eines Wohnsiedlungsbereiches mit 
mittlerer Siedlungsdichte auf dem Gebiet der Stadt 
Bielefeld - beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 8. 7. 1997 VI 
B 1 - 60.32.16 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 17. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Lippe, wird 
beim Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Land­
wirtschaft (Landesplanungsbehörde) in Düsseldorf, bei 
der Bezirksregierung Detmold (Bezirksplanungsbe­
hörde), bei der Stadt Bielefeld zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 

Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 26. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 329. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 13. Änderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Detmold, 

Teilabschnitt HerfordIMinden-Lübbecke 

Vom 23. Juli 1997 

Der Bezirksplanungsrat des Regierungsbezirks Det­
mold hat in seiner Sitzung am 11. 12. 1995 die Aufstellung 
der 13. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt HerfordlMin­
den-Lübbecke, - Darstellung eines Agrarbereiches und 
eines Bereiches zum Schutz der Natur sowie eines 
Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiches auf dem 
Gebiet der Stadt Minden beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 23. 7. 1997 VI 
B 1 - 60.30.12 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1994 (GV. NW. S. 474) im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16.Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 13. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Herfordl 
Minden-Lübbecke, wird beim Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft (Landesplanungsbe­
hörde) in Düsseldorf, bei der Bezirksregierung Detmold 
(Bezirksplanungsbehörde), beim Kreis Minden-Lübbecke 
sowie der Stadt Minden zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 26. August 1997 

Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ringel 

- GV. NW. 1997 S. 329. 
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2254 
Bekanntmachung 
des Inkrafttretens 

des Staatsvertrages über Mediendienste 
(Mediendienste-Staatsvertrag) 

Vom 18. September 1997 

Nachdem alle Ratifikationsurkunden bis zum 31. Juli 
1997 beim Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe­
renz der Länder Staatskanzlei des Landes Thüringen­
hinterlegt worden sind, ist der Staatsvertrag über Me­
diendienste (Mediendienste-Staatsvertrag) nach seinem 
§ 23 Abs. 1 am 1. August 1997 in Kraft getreten. 

Düsseldorf, den 18. September 1997 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(L.S.) Johannes Rau 

820 

GV. NW. 1997 S. 330. 

Achte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Sozialgesetzbuch 

Vom 24. September 1997 

Aufgrund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisa­
tionsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. März 1996 (GV. NW. 
S. 136), - insoweit nach Anhörung des Ausschusses für 
Arbeit, Gesundheit, Soziales und Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge des Landtags - sowie 
aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten wird verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Sozialgesetzbuch (ZuVO SGB) vom 13. Dezem­
ber 1989 (GV. NW. s. 679), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 21. August 1997 (GV. NW. S. 322), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 8 erhält folgende Fassung: 

,,§ 8 

Zuständige Landesbehörde im Sinne des § 9 Abs. 2 
Satz 3 der Verordnung über die Rechnungs- und 
Buchführungspflichten der Pflegeeinrichtungen 
(Pflege-Buchführungsverordnung - PBV) vom 22. No­
vember 1995 (BGBl. I s. 1528) ist die Bezirksregierung. 
Ihr wird auch die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 10 PBV übertragen." 

2. Der bisherige § 8 wird § 9. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 24. September 1997 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 
Johannes Rau 

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Axel Horstmann 

Der Innenminister 

Franz-Josef Kniola 

- GV. NW. 1997 S. 330. 
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